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STEUERPOLITIK

Nationale Steuerpolitik 
und deutsche Direktinvestitionen
Thomas Marx, Hamburg

Der langfristige Kapitalexport der Bundesrepublik hat seit 1970 stark zugenommen. Mit Kapitalanlagen 
von über 50 Mrd. DM im Ausland steht die Bundesrepublik gegenwärtig an dritter Stelle hinter den 
USA und Großbritannien1). Diese Entwicklung ist auch auf die gegenwärtige nationale Steuerpolitik 
zurückzuführen, die Auslandsinvestitionen im Vergleich zu Inlandsinvestitionen tendenziell begünstigt. 
Der folgende Beitrag untersucht die Zusammenhänge.

Die Rahmenordnung, die als unilaterale Rechts­
setzung der steuerlichen Erfassung der ins 

Ausland reichenden Wirtschaftsaktivitäten dient und 
die die nationale Steuerpolitik verkörpert, wird 
durch das Außensteuergesetz, das Auslandsinve­
stitionsgesetz und das Entwicklungsländersteuer­
gesetz sowie durch die allgemeinen Regelungen 
des Steuerrechts über die Besteuerung von Aus­
landsbeziehungen gebildet. Ferner enthält diese 
Rahmenordnung ein Netz bilateraler Abkommen, 
die Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) 2).

In der Bundesrepublik gilt das sogenannte Uni­
versalprinzip (Wohnsitzprinzip) der Besteuerung, 
d. h. wer in der Bundesrepublik unbeschränkt 
steuerpflichtig ist, muß seine Welteinkünfte bzw. 
sein Weltvermögen der inländischen Steuer unter­
werfen. Im Gegensatz hierzu wird bei dem Ur­
sprungsprinzip die Besteuerung von Einkünften 
oder Vermögen nur dann durchgeführt, wenn die 
Einkünfte in dem Staat entstanden sind (Quellen­
prinzip) oder wenn das Vermögen in dem Staat 
belegen ist (Belegenheitsprinzip).

Das Wohnsitzprinzip und das Ursprungsprinzip 
haben für die Aufteilung der Besteuerungsrech­
te 3) unterschiedliche Bedeutung. Je nachdem, ob 
die Staaten einen stärkeren Kapitalexport (Indu-

i) Vgl. M. H o l t h u s  (Hrsg.): Die deutschen m ultina tiona len  Un­
ternehm en. Der In te rnationa lis ierungsprozeß der deutschen Indu­
strie , Frankfurt 1974, S. 11, unter Berücksichtigung e ine r d re iß ig ­
p rozentigen R einvestitionsquote, d ie  in den am tlichen S tatistiken 
außer acht gelassen w ird .
I) E inen Ü berb lick über das System des deutschen Außensteuer­
rechts findet man in R. K o r n ,  G. D i e t z ,  H.  D e b a t i n  : Dop­
pelbesteuerung, Bd. I, System atik, München 1975 (Loseblattsam m ­
lung).
3) Vgl. T. M a r x ,  R. N l e d e r l i c h ,  P. W a r n e k e :  Optisches 
Steuerrecht, H. 12, Herne, B e rlin  1976, Schaubild 1.

Dr. rer. pol. Thomas Marx, 34, Dipl.-Volks-
wlrt und Rechtsanwalt, ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Institut für Recht der Wirt­
schaft an der Universität Hamburg. Er arbei­
tet an wirtschafts- und steuerrechtlichen
Forschungsvorhaben.

strienationen) oder Kapitalimport (Entwicklungs­
länder) aufweisen, wird versucht, entweder die 
Wohnsitz- oder die Quellenbesteuerung durchzu­
setzen. Tendenziell wird heute bereits ein Be­
steuerungsprimat des Ursprungsstaates aner­
kannt, ohne daß der Wohnsitzstaat aber auf eine 
Besteuerung der in seinem Hoheitsgebiet Ansäs­
sigen verzichtet. Regelmäßig werden beide Prin­
zipien durch ein unilaterales oder bilaterales An­
rechnungssystem miteinander kombiniert, wonach 
im Wohnsitzstaat das Welteinkommen unter 
Berücksichtigung der im Ausland gezahlten 
Steuern zu versteuern ist.

Unilaterale Regelungen

Gemäß § 1 Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) 
besteht eine unbeschränkte Steuerpflicht natür­
licher Personen, die ihren Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt (zu diesen Begriffen vgl. §§ 13 
und 14 Steueranpassungsgesetz) im Inland haben. 
Entsprechend ist in § 1 Abs. 1 und 2 Körper­
schaftsteuergesetz (KStG) eine unbeschränkte 
Körperschaftsteuerpflicht für Körperschaften, Per­
sonenvereinigungen und Vermögensmassen be­
gründet, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz 
(zu diesen Begriffen vgl. § 15 Abs. 1 und 3 Steuer­
anpassungsgesetz) im Inland haben. Der Umfang 
der unbeschränkten Steuerpflicht umfaßt die ge­
samten inländischen und ausländischen Einkünfte. 
Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 Vermögen­
steuergesetz (VStG) besteht eine unbeschränkte 
Vermögensteuerpflicht. Der Gewerbesteuer unter­
liegen hingegen nur die im Inland belegenen Be­
triebsstätten. Bezieht allerdings ein inländisches, 
der Gewerbesteuer unterliegendes Unternehmen 
Dividenden von ausländischen Kapitalgesellschaf­
ten, so gehören diese Gewinnausschüttungen zum 
steuerpflichtigen Ertrag und die Beteiligung zum 
Gewerbekapital, wobei jedoch bei einer 25%igen 
Beteiligung eine Gewerbesteuerfreistellung er­
folgt (vgl. im einzelnen § 9 Nr. 3 und 7, 12 Abs. 4 
Gewerbesteuergesetz).
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Besondere unilaterale Regelungen enthalten das 
Außensteuergesetz (AStG), das Auslandsinvesti­
tionsgesetz (AuslinvG) sowie das Entwicklungs­
ländersteuergesetz (EntwLStG)4). Das Kernstück 
des AStG ist die Besteuerung von Zwischengesell­
schaften (§§ 7 bis 14 AStG), wonach eine inlän­
dische Steuerpflicht für Einkünfte begründet wird, 
die in ausländischen Zwischengesellschaften (frü­
her „Basisgesellschaften“ ) anfallen und einer 
niedrigen Besteuerung unterliegen (Zwischen­
einkünfte). Eine ausländische Gesellschaft ist Zwi­
schengesellschaft für Einkünfte, die aus passivem 
Erwerb stammen5). Zwischeneinkünfte können da­
mit grundsätzlich nicht mehr im Ausland thesau- 
riert werden, weil sie dem inländischen Steuer­
pflichtigen unmittelbar nach Ablauf des maßge­
benden Wirtschaftsjahres zugerechnet werden.

Gemäß dem Auslandsinvestitionsgesetz kann eine 
steuerfreie Rücklage bei Überführung bestimmter 
Wirtschaftsgüter ins Ausland vorgenommen wer­
den (§ 1 AuslinvG). Ferner ist ein Verlustausgleich 
bzw. Abzug für Verluste ausländischer Betriebs­
stätten in einem Land, mit dem ein DBA besteht, 
möglich (§2 AuslinvG). Gemäß §3 bzw. § 4 
AuslinvG können steuerfreie Rücklagen für Ver­
luste ausländischer Tochtergesellschaften gebildet 
oder stille Reserven auf Anteile ausländischer 
Kapitalgesellschaften übertragen werden. Auch 
das EntwLStG ermöglicht steuerfreie Rücklagen 
für Kapitalanlagen in Entwicklungsländern (vgl. 
§§ 1 und 2 EntwLStG) sowie Übertragungen stiller 
Reserven ins Ausland und Bildung einer Rücklage 
(§§ 3 und 4 EntwLStG).

Formen der Steueranrechnung

Das Universalprinzip führt in der Regel zu einer 
Doppelbesteuerung, well derselbe Steuertatbe­
stand auch im Ausland einer Steuer unterworfen 
werden kann. Unilaterale Maßnahmen zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung sind entweder die 
vollständige oder teilweise Freistellung (Pauscha­
lierung), der Steuerabzug (ausländische Steuern 
werden wie „Kosten“ ausländischer Geschäfts­
tätigkeit behandelt; vgl. § 34 c Abs. 6 Nr. 6 EStG) 
und die Steueranrechnung 6). Die direkte Steuer­
anrechnung gleicht die „direkt“ auf ausländische 
Einkünfte des unbeschränkt Steuerpflichtigen an­
gefallenen Steuern aus (vgl. §§ 34 c EStG, 19 a 
Abs. 1 KStG und 68 a bis g ESt-Durchführungs- 
verordnung bezüglich der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer und §11 VStG bezüglich der Ver­
mögensteuer).

Die indirekte Steueranrechnung gewährt einen 
Ausgleich auch für Gewinnsteuern, die von der 
ausländischen ausschüttenden Gesellschaft, die 
juristisch nicht mit der inländischen Muttergesell­
schaft identisch ist, entrichtet werden (vgl. § 19a

Abs. 2 KStG). Bei Tochtergesellschaften in einem 
Entwicklungsland gilt die Fiktion, daß die auslän­
dische Steuer der Höhe der deutschen Steuer ent­
spricht (vgl. zur fiktiven Steueranrechnung § 19a 
Abs. 3 KStG). Ausländische Steuern sind nur be­
grenzt anrechenbar, und zwar bis zu der Höhe der 
deutschen Steuer, die auf die Einkünfte aus jedem 
Staat entfällt. Die auf dem Wege der indirekten 
Steueranrechnung zu berücksichtigende ausländi­
sche Steuer führt zu einer Aufstockung der Inlän­
dischen Besteuerungsgrundlage, indem der An­
rechnungsbetrag hinzugerechnet wird.

Bilaterale Regelungen

Die bilateralen Regelungen in DBA bezwecken die 
vertragliche Abstimmung von Besteuerungs­
ansprüchen (Quellen- gegen Wohnsitzbesteue­
rung) 7). Bei der Einkommen- und Körperschaft­
steuer ist regelmäßig vorgesehen, daß die Ein­
künfte eines Mitunternehmers nach dem Betriebs­
stättenprinzip besteuert werden (d. h. Zuteilung 
des Besteuerungsrechts an den Belegenheitsstaat, 
Freistellung von der deutschen Steuer, aber Vor­
behalt der deutschen Steuerprogression). Je nach­
dem, ob der Begriff der Betriebsstätte weit oder 
eng gefaßt wird, verändern sich die zwischenstaat­
lichen Besteuerungsansprüche. Bei der Dividen­
denbesteuerung wird das Besteuerungsrecht 
grundsätzlich aufgeteilt, wobei der Wohnsitzstaat 
das Recht der Besteuerung und der Quellenstaat 
eine Abzugssteuer einbehalten darf. Regelmäßig 
ist in den DBA ein internationales Schachtelprivi­
leg vereinbart, wonach bei einer mindestens fünf­
undzwanzigprozentigen Beteiligung an einer aus­
ländischen Tochtergesellschaft auf ausgeschüttete 
Gewinne keine deutsche Körperschaftsteuer er­
hoben wird. Im übrigen finden sich auch in den 
DBA die verschiedenen Methoden der Steuer­
anrechnung.

Das System der Besteuerung von Einkünften aus 
ausländischen Quellen muß sich daran messen 
lassen, inwieweit es geeignet ist, Konflikte zwi­
schen der nationalen Wirtschaftsordnung und ihrer 
internationalen Einbettung zu harmonisieren. Kon­
flikte entstehen hier aufgrund der unterschied­
lichen Vorteils- und Nachteilserlangung aus den 
zwischenstaatlichen Steuergefällen. Steuerpoliti­
sche Beurteilungskriterien für den Harmonisie­
rungsgrad sind das Maß der steuerlichen Gleich­

4) Vgl. ebenda, Schaubild 8a und b.

5) Vgl. Gutachten der S teuerreform kom m ission 1971 (R. E b e r ­
h a r d  u. a.), S chriftenre ihe des Bundesm in isterium s der Finanzen, 
H. 17, Bonn 1971, S. 565 ff., Tz 32-68. G esellschaften m it aktivem  
Erwerb (Leistungsgesellschaften) w erden n icht erfaßt.

6) Das deutsche System der Steueranrechnung is t in vie len  D etails 
dem am erikanischen tax c re d it nachgebildet. Vgl. h ierzu grund­
legend E. O w e n s :  The Foreign Tax C redit, C am bridge, Mass., 
1961; E. O w e n s ,  G.  B a l l :  The Ind irec t C red it, Cam bridge, 
Mass., 1975.
7) Vgl. R. Ko r n , G. D i e t z , H. D e b a 11 n , a.a.O., System atik,
Tz 42 ff.
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mäßigkeit und der Neutralität8); denn bei gleich­
mäßiger und neutraler Besteuerung können Steu­
ervorteile bzw. -nachteile nicht als „ungerechtfer­
tig t“ angesehen werden. Ferner muß die steuer­
politische Beurteilung deutscher Direktinvestitio­
nen auch nach den ökonomischen Auswirkungen 
fragen (Kriterium der nationalen Effizienz)9, weil 
diese die Kriterien der Gleichheit und Neutralität 
relativieren könnten.

Kriterium der Besteuerungsgleichheit

Gleichheit der Besteuerung verlangt eine gleiche 
Besteuerung aller Steuerpflichtigen, die sich in der 
gleichen ökonomischen Lage befinden, wobei bei 
der Besteuerung von Einkünften aus ausländi­
schen Quellen ein nationaler und ein internationa­
ler Bezug der Gleichheit möglich is t10). Bei inter­
nationaler Gleichheit der Besteuerung werden die 
gleichen kombinierten (inländischen und ausländi­
schen) Steuern bei gleichem Welteinkommen 
gezahlt. Demgegenüber wird der nationalen 
Besteuerungsgleichheit entsprochen, wenn bei 
gleichem Welteinkommen die gleichen deutschen 
Steuern gezahlt werden.

Ob dem Grundsatz der internationalen oder der 
nationalen Besteuerung der Vorrang eingeräumt 
wird, ist keine Frage der Sachlogik, sondern die 
eines Werturteils. Das deutsche Steuersystem hat 
sich grundsätzlich für das Konzept der internatio­
nalen Gleichheit entschieden, wodurch die Wirt­
schaftstätigkeit im Ausland tendenziell begünstigt 
wird. Denn ausländische Steuern können in der 
Regel auf die inländischen Steuern angerechnet 
werden, während bei dem Konzept der nationalen 
Steuergleichheit die ausländischen Steuern ledig­
lich als „Kosten“ von der Bemessungsgrundlage 
abgezogen werden können.

Im übrigen wird dem Konzept der internationalen 
Gleichheit dadurch entsprochen, daß ausländische 
Einkünfte grundsätzlich erst dann der Steuerpflicht 
unterliegen, wenn sie im Inland zugeflossen sind. 
Bei ausländischen Gewinnen besteht also glei­
chermaßen wie bei inländischen die Möglichkeit 
der Thesaurierung und damit der Steuerstundung. 
Letzteres gilt allerdings nicht für ausländische 
Zwischengesellschaften im Sinne der §§ 7 bis 14 
AStG, weil hier bereits auf die nicht ausgeschütte­
ten Gewinne (Zwischeneinkünfte) zugegriffen wird. 
Ein Verstoß gegen den Grundsatz der internatio­
nalen Gleichheit liegt aber dennoch nicht ohne 
weiteres v o r"). Auch für das Maß der nationalen 
Gleichheit ist es nämlich von erheblicher Bedeu­
tung, ob Unternehmensmehrheiten (z. B. Mutter- 
und Tochtergesellschaften) als eine einzige steu­
erliche Einheit betrachtet werden oder nicht. Stellt 
sich ein Unternehmensverbund zum Beispiel durch 
Abschluß eines Beherrschungsvertrages gemäß

§ 291 AktG als eine einzige wirtschaftliche Einheit 
dar, so hat die hierdurch begründete steuerliche 
Organschaft (§ 7a Abs. 1 KStG) zwar gewisse Vor­
teile, aber auch den Nachteil, daß nunmehr die 
Möglichkeit der Thesaurierung und damit der 
Stundung bei der abhängigen Gesellschaft ent­
fällt.
Entsprechende Überlegungen gelten grundsätzlich 
auch für den internationalen Bereich der Besteue­
rung: Bei einer Beteiligung an einer ausländischen 
Personengesellschaft (Mitunternehmerschaft) wird 
von einer steuerlichen Einheit ausgegangen, bei 
der Beteiligung an einer ausländischen Kapital­
gesellschaft im Grundsatz jedoch nicht konsequent 
von einer steuerlichen Mehrheit (mit der Möglich­
keit der Thesaurierung und der Steuerstundung). 
Denn bei der indirekten Steueranrechnung (§ 19a 
Abs. 2 KStG) wird die juristische Selbständigkeit 
zugunsten der wirtschaftlichen Einheit wieder auf­
gegeben. Was hier dem Steuerpflichtigen zum Vor­
teil ist, kehrt sich bei der Zugriffsbesteuerung ge­
mäß den §§ 7 bis 14 AStG zu seinem Nachteil um, 
indem unter umgekehrten Vorzeichen das Gesetz 
die ausländische Gesellschaft und den inländi­
schen Steuerpflichtigen als eine wirtschaftliche 
Einheit ansieht und demgemäß steuerlich bela­
stet 12).

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß der Maß­
stab der Gleichheit der Besteuerung für die steu­
erpolitische Beurteilung deutscher Direktinvestitio­
nen nur wenig aussagekräftig ist. Auch ohne daß 
in diese Diskussion der Streit um das Wesen der 
Körperschaftsteuer (Integrations- versus Separa­
tionstheorie) 13) hineingetragen werden soll, weisen 
die vorgenommenen Unterscheidungen Ambiva­
lenzen auf, die es in diesem Rahmen schwer ma­
chen, für das Konzept der Gleichheit der Besteue­
rung klare Maßeinheiten zu entwickeln.

Kriterium der Besteuerungsneutralität

Neutralität der Besteuerung ausländischer Ein­
künfte bedeutet, daß das inländische Steuer­
system die Entscheidung des Investors unberührt 
läßt, ob er im Inland oder im Ausland investiert, 
weil die Steuerbelastungsdifferenz zwischen Inland 
und Ausland gleich Null ist (Kapitalexportneutrali­

8) Vgl. Peggy M u s g r a v e :  U nited States Taxation o f Foreign 
Investm ent incom e. Issues and A rgum ents, C am bridge, Mass., 1969, 
S. 97 ff.; Richard M u s g r a v e :  Fiscal Systems, New Haven und 
London 1969, S. 243 ff.

’ ) Vgl. Peggy M u s g r a v e ,  a.a.O., S. 54 ff .; P. B. R i c h m a n : 
Taxation of Fore ign Investm ent Incom e. An Econom ic Analysis, 
B altim ore  1963, S. 5 ff.
10) Vgl. R. M u s g r a v e ,  a.a.O., S. 243 b is  246.

" )  Vgl. h ierzu H. V o g e I : A k tue lle  Fragen des AStR, insbeson­
dere des „Steueroasengesetzes“ unter Berücksichtigung des neuen 
DBA m it der Schweiz, In: Betriebsberater, 26. Jg. (1971), S. 1185 ff.

12) Vg l. h ierzu Gutachten der S teuerreform kom m ission , a.a.O., 
S. 583 ff.
13) Vg l. R. M u s g r a v e ,  P. M u s g r a v e ,  L.  K u l l m e r :  Die 
ö ffen tlichen Finanzen in Theorie  und Praxis, 2. Bd., Tüb ingen 1975, 
S. 144 ff.
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tä t)14). In einer Welt von erheblich unterschied­
lichen Steuersätzen ist das deutsche Universal- 
prinzip in bezug auf die Wahl des Wohnorts oder 
des gewöhnlichen Aufenthalts nur bedingt neutral. 
Für Privatpersonen mit erheblichen Kapitalein­
künften oder für Anteilseigner von „Familien­
gesellschaften“ verführt natürlich das Universal­
prinzip zur Steuerwanderung (Steuerflucht)15). Für 
typische Publikumsgesellschaften besteht aber nur 
der Steueroasenzusammenhang (tax haven), wo­
bei versucht wird, einen Teil der weltweiten Ein­
künfte in einem Niedrigbesteuerungsland zu kon­
zentrieren 16). In einem neutralen Steuersystem 
hat das Problem der Firmenwanderung (Ver­
legung der Geschäftsleitung) hingegen nur eine 
geringe Bedeutung für die nationale Steuer­
politik.

Dem Konzept der Kapitalexportneutralität steht 
das Konzept der Kapitalimportneutralität gegen­
über, die gewährleistet ist, wenn der Investor am 
Ort der Investition gegenüber seinen ausländi­
schen Wettbewerbern nicht aufgrund der deut­
schen Steuerbelastung Wettbewerbsnachteile er­
leiden muß17). Kapitalimportneutralität bedingt 
Freistellung oder lediglich Quellenbesteuerung 
der ausländischen Einkünfte.

Das deutsche Steuersystem folgt dem Konzept der 
Kapitalimportneutralität nicht, weil „der Weg ins 
Ausland nicht zu störenden Rückwirkungen auf die 
Neutralität der Besteuerung im Inland führen 
soll“ 1B). Wenn zeitweilige konjunkturbedingte 
Steuervergünstigungen für inländische Investitio­
nen (wie z. B. die Investitionszulage, der Verlust­
rücktrag 19) usw.) außer Betracht bleiben, so wirkt 
das Universalprinzip der deutschen Besteuerung 
unter Anrechnung ausländischer Steuern grund­
sätzlich kapitalexportneutral. Allerdings sind Vor­
behalte nach beiden Seiten anzumelden.

Zunächst ist nicht zu verkennen, daß die verschie­
denen Methoden der Steueranrechnung eine Viel­
zahl ungelöster Streitfragen enthalten 20). So er­
geben sich zum Beispiel Probleme bei der Bestim­
mung der anrechnungsfähigen ausländischen 
Steuern, des Einkommensbegriffes und der Be­
messungsgrundlage. Da die deutsche Steuer­
anrechnung außerdem nicht unbegrenzt ist (keine 
Erstattung), bleibt eine Benachteiligung stets dann 
gegeben, wenn der ausländische Steuersatz höher 
als der entsprechende inländische ist.

Die direkte oder indirekte Steueranrechnung kann 
den inländischen Steuerpflichtigen im Einzelfall 
aber auch begünstigen, weil die deutsche Rege­
lung nicht danach fragt, ob die inländischen oder 
ausländischen Steuern überwälzt werden können. 
Die effektive Steuerbelastung hängt nämlich von 
dem Grad der Überwälzung der Steuern a b 21). In 
der theoretischen Vorstellung ist es nicht ausge­

schlossen, daß zum Beispiel eine deutsche Toch­
tergesellschaft in Lateinamerika marktbeherr­
schend und in der Lage ist, die inländischen und/ 
oder ausländischen Steuern auf dem Wege einer 
kurzfristigen Preisanpassung zu überwälzen22). 
Wenn auch der Feststellung der Überwälzung im 
Einzelfall unüberwindbare Hindernisse entgegen­
stehen, so bedeutet der Verzicht hierauf aber 
einen Schritt des Steuersystems in Richtung der 
Kapitalimportneutralität. Denn im Ausmaß der 
Überwälzung ist stets eine Steuerfreistellung ge­
geben, wobei obendrein noch in Höhe des nomi­
nellen ausländischen Steuerbetrages eine Steuer­
gutschrift anfällt.

Möglichkeit der Steuerstundung

Ein steuerlicher Anreiz für Direktinvestitionen ins 
Ausland liegt ferner in der Stundung inländischer 
Körperschaftsteuer begründet: Jede ausländische 
juristische Person, die keine Zwischengesellschaft 
im Sinne der §§ 7 bis 14 AStG ist, kann ihre Ge­
winne im Ausland thesaurieren. Die inländische 
Körperschaftsteuer fällt erst dann an, wenn diese 
Gewinne ausgeschüttet und repatriiert werden. 
Demgegenüber müssen bei einer inländischen 
Körperschaft die ausschüttungsfähigen Gewinne 
stets in demjenigen Wirtschaftsjahr versteuert 
werden, in dem sie verdient worden sind; die 
Frage der Ausschüttung oder Thesaurierung hat 
hier nur für die Höhe des Steuersatzes Bedeutung. 
In die gleiche Richtung wirken die Instrumente des 
Auslandsinvestitionsgesetzes, weil die steuerfreien 
Rücklagen bis zu ihrer Auflösung eine Stundung 
der inländischen Steuern bewirken. Bei einer an­
genommenen Kapitalrendite von 10%  kann daher 
eine Freistellung einer Ertragseinheit von der in­
ländischen Steuer erreicht werden, wenn es dem 
Investor gelingt, diese Ertragseinheit im Ausland 
für 10 Jahre zu binden.

Die Möglichkeit der Steuerstundung ist um so be­
deutender, je niedriger der ausländische Steuer­

14) Vgl. R. M u s g r a v e ,  a.a.O., S. 243 ff.
’ 5) Vgl. G. S c h m ö l d e r s :  Zur Frage der Internationalen  
Steuerflucht, In: WIRTSCHAFTSDIENST, 50. Jg. (1970), H. 11, 
S. 647 ff.; H. D e b a t l n :  Die Leitsätze zum deutschen Außen­
steuerrecht nach S tandort, Z ie l und Inha lt, Sym posium 71, Die 
P roblem atik der in te rna tiona len  Steuerflucht, in : Die Basis, Jg. 6 
(1971), Nr. 2, Sonderausgabe.
i*)  Vgl. B. G r o s s f e l d :  Basisgesellschaften im Internationalen  
Steuerrecht, Tübingen 1974, S. 23 ff.
’ ?) Vgl. Peggy M u ' s g r a v e ,  a.a.O., S. 109 ff.
's) A m tliche Begründung zum Gesetz zur W ahrung der steuerlichen 
G leichm äßigkeit bei Auslandsbeziehungen und zur Verbesserung 
der steuerlichen W ettbew erbslage bei A uslandsinvestitionen 
(AStG), abgedruckt bei B. G r o s s f e I d , a.a.O., S. 311.
' ’ ) Vgl. H. L ä n g s f e l d :  S teuerliche Maßnahmen zur Konjunk­
tu rbe lebung: Das Gesetz zur Förderung von Investitionen und 
Beschäftigung sowie das Gesetz zur Änderung des Investitions­
zulagengesetzes, in : Der Betrieb, 28. Jg. (1975), S. 14 ff.
2°) Vgl. h ierzu Anm. 6).
2')  Vg l. E. B r o w n : Recent S tudies of the Incidence of the Cor­
porate Incom e Tax, in : Pub lic  Finance and S tab iliza tion  Policy, 
Am sterdam  (etc.) 1974, S. 93 ff .; Peggy M u s g r a v e ,  a.a.O., 
S. 111 ff.
22) Vgl. R. B a r n e t ,  R. M ü l l e r :  G lobal Reach, The Power of 
the M u ltina tiona l C orporations, New York 1974, S. 278 b is 283.
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satz ist. Dem Auslandsunternehmen erwachsen 
hierdurch gegenüber vergleichbaren inländischen 
Unternehmen Wettbewerbsvorteile, weil sich der 
Eigenfinanzierungsspielraum vergrößert. Unter 
Umständen kann dieser Effekt die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
schädigen, wenn die betreffende Auslandstochter 
auf dem ausländischen Markt, auf Drittmärkten 
oder sogar auf dem inländischen Markt anderen 
deutschen Unternehmen ohne Auslandsbasen 
Konkurrenz macht23).

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß 
das deutsche Steuersystem grundsätzlich kapital­
exportneutral ist. Partiell wird aber die Wirtschafts­
tätigkeit deutscher Unternehmen im Ausland ge­
genüber denen, die sich nur im Inland betätigen 
(und ins Ausland exportieren) begünstigt.

Kriterium der Effizienz

Das Steuersystem soll einerseits unter dem Ge­
sichtspunkt der Neutralität nicht die Investitions­
entscheidung beeinflussen, es soll andererseits 
aber auch nicht zu einer Fehlleitung der Kapital­
ressourcen führen. Dies wäre nicht effizient, weil 
Effizienz nur bei optimaler Allokation gegeben ist. 
Folgende Konfliktlagen sind hier denkbar:

Ein deutsches Unternehmen wird im Ausland in­
vestieren, wenn der Gegenwartswert des Netto­
ertrages (also nach Steuern) einer Investition Im 
Ausland größer Ist als im Inland. Bezeichnet man 
mit ra u s i und r in i den Bruttoertrag der zu verglei­
chenden ausländischen und Inländischen Investi­
tionen, mit tini den Satz der inländischen und mit 
tausi den der ausländischen Ertragssteuer und mit 
tai entsprechend die ausländische und inländische 
ertragssteuerliche Gesamtbelastung, so wird eine 
Auslandsinvestition immer dann vorgenommen, 
wenn folgende Beziehung gegeben ist:

rausl (1 —  ta i)  >  r inl (1 ^inl).

Gesamtwirtschaftlich Ist jedoch der Nettoertrag 
aus dem Ausland dem Bruttoertrag der vergleich­
baren inländischen Investition gegenüberzustellen. 
Ein Kapitalexport ist erst dann vorteilhaft, wenn 
die Beziehung

rausl (1 —  tausl) =  r ¡n|
gilt.

Ein Kapitalexport hat also stets den Effekt un­
mittelbarer Steuermindereinnahmen des Staates. 
Der Einnahmeverlust vergrößert sich, sobald aus 
konjunkturellen Gründen eine kompensatorische 
Fiskalpolitik vonnöten is t24). Die vorstehende Aus­
sage ist aber für den Fall einzuschränken, daß die 
Auslandsinvestition sekundäre Effekte aufweist, 
d. h. wenn sich zum Beispiel die Importkosten für 
Rohstoffe verbilligen und dadurch die Terms of

Trade verbessert werden25). Dies gilt auch für In­
vestitionen in Verkaufseinrichtungen im Ausland, 
die unmittelbar dem Absatz von Exporten zugute 
kommen. Im übrigen hängt die Beurteilung davon 
ab, ob der Kapitalexport substitutiv oder supple­
mentär ist. Wenn der Faktor Arbeit chronisch 
unterbeschäftigt ist, eine Investition im Ausland 
eine Kapitalanlage im Inland also nicht substitu­
iert, dann kann der Kapitaltransfer zu einer ver­
gleichsweise produktiveren Verwendung führen.

Bei einer Konkurrenzbeziehung in- und auslän­
discher Anlagemöglichkeit hat der Kapitalexport 
aber nicht nur Auswirkungen auf das nationale 
Steueraufkommen, sondern auch auf die nationale 
Wachstumsrate, das Beschäftigungsniveau und die 
Einkommensverteilung. Im Grundsatz verhindert 
jeder substitutive Kapitalabfluß (Investitionen in 
ausländische Primärbereiche seien ausgenommen) 
eine potentielle Investition Im Inland. Hierdurch 
wird nicht nur das inländische Beschäftigungs­
niveau, sondern auch die inländische Grenzpro­
duktivität des Faktors Arbeit gegenüber dem Fak­
tor Kapital berührt. Gegebenenfalls werden diese 
Effekte durch eine kompensierende Fiskalpolitik 
verstärkt, wenn der Staat auf Einnahmen verzich­
tet oder Mehrausgaben tätigt, um die Binnenkon­
junktur zu stabilisieren 26).

Zusammenfassend kann daher gesagt werden, 
daß die durch das deutsche Steuersystem gewähr­
leistete Neutralität nicht stets dem Kriterium der 
nationalen Effizienz entspricht. Eine selektive 
Neutralität der Außenbesteuerung, wofür das Ent­
wicklungsländersteuergesetz beispielhaft ist, Ist 
eher geeignet, außensteuerliche Konflikte zu har­
monisieren 27).

Wenn auch die politischen Implikationen diskrimi­
nierender Steuern bei Investitionen in ausländi­
schen Sekundär- und Tertiärbereichen unüber­
schaubar sind, so daß hier eine erschöpfende 
steuerpolitische Beurteilung nicht möglich ist, so 
wird doch deutlich, daß diese grenzüberschreiten­
den Aktivitäten nicht steuerlich subventioniert 
werden sollten. Ob deutsche Direktinvestitionen 
dennoch aus außenwirtschaftlichen oder anderen 
Gründen durch die nationale Wirtschaftspolitik be­
günstigt werden sollen, steht auf einem anderen 
Blatt und soll hier nicht in Frage gestellt werden.

23) In gew issen Branchen (Textilien , Schuhe, Kameras, K fz-Ersatz- 
te ile ) tre ffen d ie  Befürchtungen des M ehrheitsvotum s des G ut­
achtens der S teuerreform kom m ission um d ie  W ettbew erbsfäh ig­
ke it der deutschen W irtschaft im Ausland eher auf d ie  im Inland 
verbliebenen Konkurrenten zu. Vgl. Gutachten zur Steuerreform - 
kom m isson, a.a.O., S. 587.
M) Vgl. Peggy M u s g r a v e ,  a.a.O., S. 55, 133 ff.
25) Vgl. J. P i  c h f o r d  : Fore ign Investm ent and the  National 
Advantage in a D ynam ic Context, in : S tudies in In te rnationa l Eco­
nom ics, Am sterdam  (etc.) 1970, S. 193 ff.
26) Vg l. K.-D. H e n k e :  ö ffe n tlich e  Ausgaben und V erte ilungs­
w irkungen, in : H am burger Jahrbuch fü r W irtschafts- und G ese ll­
schaftspo litik , 20. Jg. (1975), S. 177 ff.
27) So passim  M inderhe itsvotum , Gutachten zur S teuerreform ­
kom m ission, a.a.O., S. 587.
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